Nr. 292 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
(4. Session der 16. Gesetzgebungsperiode)

Bericht

des Petitionsausschusses zur Petition gegen den Deponiestandort Karlsreith neben dem Natur-
schutzgebiet Wenger Moor

Der Petitionsausschuss hat sich in der Sitzung vom 10. Marz 2021 mit der Petition befasst.

Abg. Stollner stellt in seinem einleitenden Bericht fest, dass es ein klares Bekenntnis zum
Ausbau der Bahn gebe und der Bau des Kostendorf-Tunnels ein Jahrhundertprojekt der OBB
sei. Dieses Projekt sei aulRerordentlich wichtig fir den Flachgau, zugleich mussten jedoch die
Rahmenbedingungen passen. Das bedeute, dass fiir beste SchutzmalRnahmen fir Bevdlkerung
und Umwelt gesorgt sein musse. Deshalb seien nicht nur wirtschaftliche Uberlegungen zu pri-
fen. Die Anliegen der Petenten mussten ernst genommen und Kosten und Risiken besser her-
ausgearbeitet werden. Da es sich beim Ausbruchmaterial nicht um Schotter oder Gestein,
sondern um Flysch handle, musse dieses Material deponiert werden. Deshalb sei es notwen-
dig, die bestmdgliche Variante fir den Abtransport und die Deponierung des Aushubmaterials
zu finden. Dies solle mdglichst schonend geschehen.

Frau Neudecker (Petentin) berichtet, dass die Anrainer keine relevanten Informationen vom
Projektbetreiber erhalten hatten. Vom Blirgermeister seien sie Gber den Stand des Verfah-
rens informiert worden sowie, dass von der Gemeinde der Wunsch nach einem vertréaglichen
Abtransport eingebracht worden sei. Sie habe in Erfahrung bringen kénnen, dass der Deponie-
standort Karlsreith als zu belastend einzustufen sei. Die Aufschittung solle auf einem Erdberg
in der Nahe des Naturschutzgebiets Wenger Moor erfolgen. Die Anrainer seien sehr besorgt,
das sie 15 Jahre lang mit enormen Belastungen leben missten. Es gehe um den Schutz von
Mensch, Tier und Natur und um einen mafvollen Flachenverbrauch. Die Anrainer seien daher
um Unterstltzung an den Salzburger Landtag herangetreten und ersuchten, dass die Beden-
ken an die Fachabteilungen der Salzburger Landesregierung weitergeleitet wirden.

Klubobmann Abg. Mag. Mayer bedankt sich fiir die Qualitat der eingebrachten Petition, die
komplexe Prozesse behandle. Er teile die Ansicht, dass die Rechtslage bei Aushubdeponien
nicht klar genug geregelt sei. Der Landtag habe daher bei einem ahnlichen Projekt die erfor-
derlichen Beschliisse gefasst und den Bundesgesetzgeber ersucht, ndhere Festlegungen im
Abfallwirtschaftsgesetz zu normieren. Zugleich werde versucht, im eigenen Wirkungsbereich
Losungen zu finden. Daflr sei voraussichtlich das Raumordnungsgesetz (ROG) das geeignetste
Instrument. Dieser Auftrag, den sich der Landtag bezuglich der Petition Henndorf selbst gege-
ben habe, gelte auch fiir die Gemeinde Késtendorf. Alle Einwendungen, die zum Projekt vor-
gebracht wirden, mussten gewuirdigt werden. Es sei winschenswert, dass Anrainerinteressen
berlcksichtigt und der Dialog mit Gemeinden und Anrainern gefihrt werde.


https://www.salzburg.gv.at/00201lpi/16Gesetzgebungsperiode/Dokumente_Web/Petition_Deponiestandort_Karlsreith.pdf

Abg. Dr." Klausner fugt an, dass die vorgebrachten Bedenken verstéandlich seien. Das Projekt
solle im Rahmen der rechtlichen Moglichkeiten so schonend wie mdglich realisiert werden.
Die Interessen der Anrainerinnen und Anrainer sowie der Schutz der Umwelt missten dabei
beachtet werden.

Abg. Scheinast fuhrt aus, dass er sich im Lokalaugenschein und bei vielen Gesprachen vor Ort
ein ausfuhrliches Bild habe machen kdnnen. Die Baustelle sprenge herkdmmliche Dimensio-
nen in Bezug auf Materialtransport, Aushub, technische Gerate, Gréf3e und auch Belastung
der Anrainer. Ein vertraglicher und zigiger Ausbau der Bahn solle das Ziel sein. Dieser solle
aber mdoglichst schonend fir Menschen und Umwelt vonstattengehen. Die Problemlage sei
vielfaltig und allen Seiten bewusst.

Burgermeister Wagner (Gemeinde Kdstendorf) antwortet auf die Fragen der Abgeordneten
zum Flachenverbrauch, dass es sich um ein 30 Hektar groRRes Bauvorhaben handle. Eine zu-
satzliche Deponieflache von 40 Hektar sei nie in Frage gekommen, da die Region Késtendorf
keine zusatzliche Belastung vertrage. Insbesondere befinde man sich mit dem Wenger Moor in
einem sensiblen Gebiet im Naturschutz. Diese Entwicklung sei nicht zufriedenstellend. Er
wiinsche sich, dass die OBB die komplexe Thematik der Energiebilanz naher durchleuchte und
in die Bewertungen mit hineinflieen lasse. Bei der Berechnung der Verkehrsstrome kénne er
keine Energiebilanz feststellen. Es handle sich um eine komplexe Thematik und er ersuche,
dass dies in die Bewertung einflieBe. Mit den Projektbetreibern sei schon mehrfach der Ab-
transport per Bahn versus Deponie vor Ort besprochen worden. In der Bewertungsmatrix
werde in der Bewertung Umwelt und Natur die Bahnabfuhr klar in den Vordergrund gestellt.
Eine gemeinsame Projektentwicklung mit Kompromissbereitschaft wéare wiinschenswert.

Herr Neumayr (Blrgerinitiative vertraglicher Bahnausbau) gibt zu bedenken, dass sich aus
dem Projekt eine Konzentration an Belastungen durch den Tunnelbau und die Deponie fiir
Kdstendorf ergebe. Die zusatzliche Staubbelastung sowie die Belastung der Gewasser sei
schwer in den Griff zu bekommen. Zudem wirden Grenzwerte uUberschritten. Erschwerend
kdme hinzu, dass sich die Deponie auf einem Hugel befande und damit dem Wind ausgesetzt
sei, was zu Staubaustrag fuhre. Gewasserschaden seien ebenfalls zu befirchten.

DI Dr. Graggaber MBA (Abteilung 5) erlautert auf Ersuchen von Abg. HR Prof. Dr. Schéchl den
Ablauf des UVP-Verfahrens. Fur eine Genehmigung der HL-Strecke inklusive Tunnel, Aushub
und Deponierung sei ein UVP-Verfahren notwendig. Das Grundsatzverfahren sei beim zustéan-
digen Ministerium anhangig. Geprtft werde die grundsatzliche Umweltvertraglichkeit und
auch die Trassenfuhrung werde mitgenehmigt. Teil des Prifverfahrens seien auch die Auswir-
kungen des generierten Verkehrs auf der Strale. Bei einem UVP-Verfahren gebe es eine brei-
tere Parteistellung als bei anderen Verfahren. Beispielsweise habe die Standortgemeinde Par-
teistellung und es gebe umfassende Nachbarrechte. Birgerinitiativen, die Landesumweltan-
waltschaft oder Umweltorganisationen hatten ebenso Parteistellung. Derzeit sei das Grund-
satzverfahren beim Ministerium anhangig, danach erfolge ein Detailgenehmigungsverfahren



mit dem Wasserrecht auf Bundesebene und auf Landesebene ein teilkonzentriertes Verfahren
zum Beispiel im Naturschutzrecht oder die Beurteilung im Landesstralenrecht. Zum Ablauf
erlautert der Experte, dass die OBB nach der Grundsatzgenehmigung beim Land einreiche.
Danach seien notwendige weitere Genehmigungen auf Landesebene einzuholen. Fir die
Grundsatzgenehmigungen greife der Bund nicht auf die Sachverstandigen des Landes zurlck,
sondern beauftrage eigene Sachverstandige. Da der Gemeinde Parteistellung zukomme, habe
diese viele Informationen vorliegen.

DI Hoss (OBB) fuhrt aus, dass das Grundsatzgenehmigungsverfahren den ersten Schritt dar-
stelle. Erst danach kdme das Detailgenehmigungsverfahren. Zuerst misse der auflere Projekt-
rahmen abgesteckt werden. Die Grundsatzgenehmigung gehe von einer Worst-Case-Betrach-
tung aus. Es habe eine umfangreiche Kartierung stattgefunden, bei der bereits mehrere hun-
dert Tiere erfasst worden seien. Das Bundesministerium rdume Zeit fur weitere Untersuchun-
gen ein. Viele Gesprache hatten bereits stattgefunden und man sei auf der Suche nach der
besten Losung. Bei vielen Punkten sei das Einvernehmen mit den Gemeinden gelungen, je-
doch kdnnten bei einer Baustellenlange von 22 km nicht alle Wiinsche einvernehmlich gelost
werden. Es sei schon vieles gedndert und viele Wiinsche durchgesetzt worden. Die Bahnver-
fuhr wirde groR3teils in der Nacht mit funf bis sechs Ziigen stattfinden. Die Zliige missten aus
technischen Grinden leer zurtickfahren. Es handle sich um 1.200 Nettotonnen pro Zug und
eine Lange von etwa 400 m pro Zug. Die Belassung des Betonwerks vor Ort stelle einen logis-
tischen Vorteil dar. In der Detailgenehmigung werde die Zufuhr per Bahn noch untersucht und
im Anschluss veroffentlicht werden. In der Matrixbetrachtung betrage der Anteil der Umwelt
60 %, des Verkehrs 20 % und die Kosten und Wirtschaftlichkeit 20 %. Bezlglich der Transport-
varianten misse das Unternehmen gesamtheitlich denken. Fir eine positive UVP-
Genehmigung mussten sich die Belastungen immer innerhalb der gesetzlichen Grenzwerte be-
wegen.

Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Schellhorn konstatiert, dass es sich um eine wichtige Pe-
tition handle und der Landtag das richtige Gremium fir die Diskussion sei. Es handle sich um
ein sehr kritisches unabhangiges Verfahren. Aus diesem Grund sei der erste Deponiestandort
gefallen. Die Juristen und Juristinnen im Ministerium wurden sich die Unterlagen sehr genau
anschauen. Das Projekt habe starke Auswirkungen auf die Bevdlkerung und stehe verkehrspo-
litisch gleichzeitig auBer Streit. Die Interessen der Menschen und der Natur seien zu 100 % zu
berlcksichtigen. Den Standort fur die Deponie sehe er kritisch und andere Losungen seien
winschenswert. Im Interesse der Bevélkerung mussten dafiir auch Mehrkosten in Betracht ge-
zogen werden.

Abg. Scheinast beantragt, den Bericht der Experten zur Kenntnis zu nehmen. Dieser Erledi-
gungsvorschlag wird einstimmig angenommen.

Der Petitionsausschuss stellt einstimmig den



Antrag,

der Salzburger Landtag wolle beschliel3en:

Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.

Salzburg, am 10. Marz 2020

Der Vorsitzende: Der Berichterstatter:
Teufl eh. Stollner eh.

Beschluss des Salzburger Landtages vom 24. Marz 2021:
Der Antrag wurde einstimmig zum Beschluss erhoben.



	Beschluss des Salzburger Landtages vom 24. März 2021:

